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Ulrich Lange (CDU/CSU):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ich darf heute Abend den Schlusspunkt setzen, und ich
freue mich, dass von der Linksfraktion, die den Gesetz-
entwurf eingebracht hat und heute in Rotkäppchensekt-
laune ist, wie Sie vorhin so schön gesagt haben, immer-
hin noch vier Mitglieder anwesend sind. Das zeigt, wie
wichtig Ihnen dieses Thema wirklich ist. Es unter-
streicht, worum es Ihnen geht: um puren Populismus.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � Paul
Lehrieder [CDU/CSU]: Ja, wo sind sie denn
alle? � Wolfgang Ne�kovi [DIE LINKE]:
Wenn das Ihr Argumentationsniveau ist!)

Kaum eine arbeitsgerichtliche Entscheidung der let-
zen Jahre hat die Öffentlichkeit so beschäftigt wie die
zur heute schon mehrfach erwähnten Berliner Kassiere-
rin. Fast jeder in der Politik, ob mit oder ohne Rechts-
kenntnis, ob mit Urteilskenntnis oder ohne Urteilskennt-
nis, hat sich berufen gefühlt, irgendetwas dazu zu sagen.

Eines ist für uns in der Koalition sicher: Trotz seiner
medialen Ausschlachtung wird der Fall Emmely nicht
als wesentliches Datum in die Entwicklung der arbeits-
rechtlichen Gesetzgebung eingehen. Dazu ist die Sach-
lage zu klar. Was Sie hier bringen, ist nur Populismus.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Sie versuchen auch � das hat die Kollegin der Grünen
gerade deutlich gemacht �, eine Gerechtigkeitsdebatte in
der Wirtschaftskrise über Managerkündigungen und Ma-
nagerabfindungen

(Katja Mast [SPD]: Managerkündigungen
wären gut!)

 � nicht erfolgte Kündigungen � mit dem gezielt skanda-
lierten Fall Emmely in einen Zusammenhang zu bringen.
Das lassen wir nicht zu. Das hat nichts miteinander zu
tun. Sie machen plump Stimmung gegen die Arbeitge-
ber, die die Betriebe in den letzten Monaten sehr verant-
wortungsbewusst geführt haben. Das kann nicht der
richtige Ansatz sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP � Widerspruch bei der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

� Ja, natürlich. Der Ausspruch �Die Beschäftigten sitzen
immer am kürzeren Hebel� zeigt, wie Sie denken.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Aber das ist doch faktisch so!)

Wir lassen es auch nicht zu, dass Sie gegen unser gutes
deutsches Arbeitsrecht und die guten Arbeitsgerichte
hier zu Felde ziehen, die in den letzten Jahren eine sehr
gefestigte Rechtsprechung entwickelt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP �
Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Daran werde ich Sie irgendwann
erinnern, was Sie jetzt gesagt haben!)

In der fachlichen Diskussion muss ich Ihnen eines sa-
gen: Der Gesetzentwurf der SPD ist nicht nur system-

widrig und fachlich schlecht, sondern er ist auch in sich
unschlüssig und ohne Substanz.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Der Verweis auf die StPO hinkt; denn das Strafrecht ist
eine völlig andere Rechtsmaterie.

(Wolfgang Ne�kovi [DIE LINKE]: Ihnen
fehlt die Fähigkeit zur Abstraktion!)

Das Arbeitsrecht kennt keinen Sanktionsgedanken und
Strafanspruch.

Über das Abmahnungserfordernis will ich gar nicht
reden. Die fristlose Kündigung hat die Eigenart, dass ihr
gerade keine Abmahnung vorausgeht. Sie bringen Dinge
durcheinander, die Sie anscheinend nicht verstehen. Et-
was anderes kann ich dazu nicht sagen.

(Katja Mast [SPD]: Hauptsache, Sie verstehen
es!)

� Wahrscheinlich ein bisschen mehr als Sie. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP � Zuruf von der CDU/CSU)

� Natürlich. Ich habe mich 15 Jahre mit dem Arbeits-
recht beschäftigt. Was glauben Sie denn?

Aber es ist noch ein weiterer Punkt angesprochen
worden. Sie haben die Bagatellgrenzen nicht definiert.
Sie müssten die Frage beantworten, wo die Bagatell-
grenze liegt. Ich kann jeden von Ihnen fragen, ob Sie be-
reit wären, wenn ich mir aus Ihrer Tasche 5 Euro nähme,
mir diese zu überlassen, nach dem Motto �Es sind ja nur
5 Euro; das ist doch eine Bagatelle�. 

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Also Ih-
nen nicht! � Beate Müller-Gemmeke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das hat überhaupt
niemand gesagt!)

Klar ist auch: Wenn wir eine Bagatellgrenze zum Bei-
spiel von 5 Euro einführen, dann führen wir, wenn je-
mand 5,05 Euro genommen hat, wieder dieselbe Diskus-
sion. Dann sind wir kein bisschen weiter.

Auch wenn es unpopulär sein mag, aber Diebstahl
bleibt Diebstahl, und Untreue bleibt Untreue. Daran
führt kein Weg vorbei.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP � Anette Kramme [SPD]: Und
Frikadelle bleibt Frikadelle!)

� Damit unterstreichen Sie einmal mehr, dass Sie be-
stimmte Dinge nicht verstanden haben. Der von Ihnen
vorgelegte Gesetzentwurf ist handwerklicher Murks und
völlig überflüssig. Wir haben eine gefestigte Rechtspre-
chung zu § 626 BGB. Wir haben eine gefestigte Recht-
sprechung zu Verdachtskündigungen, und es gibt verant-
wortungsbewusste Interessenabwägungen sowohl bei
den Arbeitgebern als auch später bei den Arbeitsgerich-
ten. Das machen auch die Urteile deutlich, von denen
heute schon einige angesprochen wurden: Wir haben den
pressebekannten Fall Emmely und die sogenannte
�Maultaschen�-Entscheidung. Wir haben aber auch den
�Kinderbettfall� und den schon erwähnten �Brotauf-
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strichfall�. All dies zeigt, dass von den Richtern indivi-
duell sehr sauber abgewogen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die Qualität der Arbeitsrichterinnen und Arbeitsrichter
ist hoch, auch die der ehrenamtlichen Arbeitsrichterin-
nen und Arbeitsrichter. Darunter befinden sich übrigens
auch Ihre Vertreter aus den Betriebsräten und den Ge-
werkschaften, falls Sie das vergessen haben sollten.

Wir distanzieren uns ganz klar von Ihrem Vizepräsi-
denten des Hohen Hauses; Kollege Wadephul hat darauf
schon richtigerweise hingewiesen. Ihr Vizepräsident hat
das dann zwar zurückgenommen. Aber ich kann Ihnen
nicht ersparen, Sie daran zu erinnern, dass er die Arbeits-
gerichte als �barbarisch� und �asozial� bezeichnet hat.
Allein diese Äußerung zeigt, dass Sie kein Verständnis
von Arbeitsrecht und Gerichtsbarkeit haben, ganz zu
schweigen von Ihrem Verhältnis zu Eigentum und
Rechtsordnung.

(Wolfgang Ne�kovi [DIE LINKE]: Und Ihnen
fehlt das Verhältnis zum Sozialstaat!)

Mit den Linken will ich heute darüber nicht reden. Nach
den unseligen Äußerungen Ihrer Kollegin Kipping über
den Verfassungsschutz kann ich nur sagen: Zum Eigen-
tum haben Sie mit Sicherheit kein Verhältnis.

(Zuruf von der FDP: Ein gestörtes!)

� Ja, ein sehr gestörtes. � Die volkseigene Maultasche ist
noch nicht erfunden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich weiß, dass es grundlose Kündigungen gibt. Ich
habe heute in der Augsburger Allgemeinen gelesen:
�21-Jährige gefeuert, weil sie beim Feuerwehreinsatz
war.� Einer jungen Arbeitnehmerin mit ehrenamtlichem
Engagement, die Menschen in Not hilft, wird gekündigt!
Solche Menschen brauchen unseren Schutz. Solche
Menschen brauchen unsere Unterstützung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Diese Kündigung ist gesellschaftlich zu verurteilen; da-
rum geht es.

Neue Gesetze sollten Probleme lösen und keine neuen
schaffen. Dieses Gesetz schafft mehr Probleme als es
löst. Wir brauchen es nicht, weder unter dogmatischen
Aspekten noch aus Gerechtigkeitsüberlegungen heraus.
Stampfen Sie den Gesetzentwurf ein! Lassen Sie es gut
sein!

Schönen Abend.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Ich schließe die Aussprache.

Zum Tagesordnungspunkt 6 a: Interfraktionell wird
die Überweisung des Gesetzentwurfs auf Drucksache
17/648 an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse vorgeschlagen. Gibt es anderweitige Vor-
schläge? � Danach sieht es nicht aus. Dann ist die Über-
weisung so beschlossen.

Zum Tagesordnungspunkt 6 b: Der Gesetzentwurf auf
Drucksache 17/649 soll an die in der Tagesordnung ge-
nannten Ausschüsse überwiesen werden. Hier ist die Fe-
derführung strittig. Die Fraktionen von CDU/CSU, SPD,
FDP und Bündnis 90/Die Grünen wünschen die Feder-
führung beim Ausschuss für Arbeit und Soziales. Die
Fraktion Die Linke wünscht Federführung beim Rechts-
ausschuss. Ist das korrekt?

(Wolfgang Ne�kovi [DIE LINKE]: Ja!)

Dann lasse ich zuerst über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktion Die Linke mit dem Ziel, dem
Rechtsausschuss die Federführung zu übertragen, ab-
stimmen. Wer stimmt für diesen Überweisungsvor-
schlag? � Wer stimmt dagegen? � Wer enthält sich? �
Dann ist der Überweisungsvorschlag abgelehnt.

Ich lasse nun über den Überweisungsvorschlag der
vorhin genannten übrigen Fraktionen des Hauses abstim-
men, der vorsieht, dem Ausschuss für Arbeit und Sozia-
les die Federführung zu übertragen. Wer stimmt diesem
Überweisungsvorschlag zu? � Wer stimmt dagegen? �
Wer enthält sich? � Dann ist die Überweisung so be-
schlossen. Die Federführung liegt also beim Ausschuss
für Arbeit und Soziales.

Wir sind damit am Schluss der heutigen Tagesord-
nung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Bundestages auf
morgen, Mittwoch, den 10. Februar 2010, 9 Uhr, ein.

Ich wünsche Ihnen allen einen halbwegs gemütlichen
und erfreulichen Abend.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 19.43 Uhr)


